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Drucksadle 1593 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1955 

6 — 52100 — 827/55 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Dritten Teiles der Reidis- 
abgabenordnung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Besdilußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 140, Sitzung am 6. Mai 1955 zur Vor- 
lage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes nach der Anlage 2 
Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Bucdidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Dritten Teiles 
der Reichsabgabenordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 396 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer zum eigenen Vorteil oder zum 
Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte 
Steuervorteile erschleidit oder vorsätzlich 
bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt 
werden, wird wegen Steuerhinterziehung 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis und 
Geldstrafe bestraft. Der Flöchstbetrag der 
Geldstrafe ist unbeschränkt." 

2. § 402 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer leichtfertig als Steuerpflichti- 
ger oder als Vertreter oder bei Wahrneh- 
mung der Angelegenheiten eines Steuer- 
pflichtigen bewirkt, daß Steuereinnahmen 
verkürzt oder Steuervorteile zu Unrecht 
gewährt oder belassen werden (§ 396 
Abs. 1 und 2), wird wegen fahrlässiger 
Steuerverkürzung mit Geldstrafe bis zu 
100 000, — Deutsche Mark bestraft." 

3. § 404 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes eine Steuerhinterziehung, einen 
Bannbruch oder eine Steuerhehlerei began- 
gen hat und deshab bestraft worden ist, 
wird, wenn er abermals eines dieser Steuer- 
vergehen begeht, mit Gefängnis nicht 


unter 3 Monaten und mit Geldstrafe, deren 
Höchstbetrag unbeschränkt ist, bestraft. In 
leichten Fällen kann auf Gefängnis unter 
3 Monaten und Geldstrafe oder auf Geld- 
strafe erkannt werden." 

4. Nach § 405 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt; 

„§ 406 

(1) Wer in der Absicht, eine Verkürzung 
von Steuereinnahmen zu ermöglichen, 

1 . Belege ausstellt, die in tatsädilicher Hin- 
sicht unrichtig sind, oder 

2. nach Gesetz budiungs- oder aufzeicli- 
nungspflichtige Gesciiäftsvorfalle nicht 
oder in tatsächlicher Hinsicht unrichtig 
verbucht oder verbuchen läßt, oder 

3. nach den Verbrauchsteuergesetzen 
buchungspflichtige Betriebsvorgänge 
nicht oder in tatsächlicher Hinsicht un- 
richtig verbucht oder verbuchen läßt, 

wird, wenn er nicht den Tatbestand eines 
anderen Steuervergehens erfüllt, wegen 
Steuergefährdung mit Geldstrafe oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren und Geld- 
strafe bestraft. Der Höchstbetrag der 
Geldstrafe ist 100 000, — Deutsche Mark. 

(2) Straflosigkeit tritt ein, wenn der 
Täter bewirkt, daß die Belege berichtigt 
oder die unterlassenen Buchungen nachge- 
holt werden, bevor er wußte oder bei ver- 
ständiger Würdigung der Sachlage damit 
rechnen mußte, daß die Tat ganz oder zum 
Teil bereits entdeckt war." 
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5. § 413 erhält folgende Fassung: 

4 413 

(1) Mit Geldstrafe bis zu 10 000, — 
Deutsche Mark wird bestraft, wer 

l.ohne den Tatbestand eines anderen 

Steuervergehens zu erfüllen, vorsätzlich 

oder fahrlässig 

a) einzubehaltende Lohnsteuer nicht zu 
dem vorgeschriebenen Termin an das 
Finanzamt abführt; 

b) die Vorschriften der Verbrauchsteuer- 
gesetze oder der dazu ergangenen 
Reditsverordnungen über Verpackung 
und Kennzeichnung verbrauchsteuer- 
barer Erzeugnisse, die dort zur Vor- 
bereitung, Sicherung oder Nachprü- 
fung der Besteuerung auferlegten 
Erklärungs- oder Anzeigepfliditen, 
die Verkehrsbeschränkungen oder die 
Vorschriften verletzt, die für den Ver- 
brauch unversteuerter Waren in den 
Freihäfen getroffen sind; 

c) aa) als Gestellungspflichtiger, Waren- 

führer, Zollbeteiligter oder bei 
Wahrnehmung der Angelegenhei- 
ten dieser Personen Pflichten ver- 
letzt, die ihm durch das Zollgesetz 
oder die dazu ergangenen Rechts- 
verordnungen zur Erfassung ge- 
stellungspflichtiger Waren oder in 
einem Zollverfahren auferlegt 
sind, 

bb)die Gebote oder Verbote, die im 
Zollgesetz oder in den dazu er- 
gangenen Rechtsverordnungen für 
den Zollgrenzbezirk oder für die 
Zollaussdilüsse erlassen sind, oder 
Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der §§ 24 und 26 des Zoll- 
gesetzes erlassen sind, verletzt; 

d) gegen ein Gesetz verstößt, das die 
Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von 
Waren verbietet; 

2. vorsätzlich oder fahrlässig gegen den 
§ 107 a oder den § 163 Abs. 1 verstößt. 

(2) Die Verletzung von Sollvorschriften 
ist nicht strafbar. Die Versäumung eines 
Zahlungstermins ist für sich allein nicht 
strafbar.“ 

6. Nach § 476 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 
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(1) Soweit in Strafsachen wegen Steuer- 
oder Monopol-Vergehen das Amtsgericht 
sachlich zuständig ist, ist Örtlich zuständig 
das Amtsgericht am Sitz des Landgerichts. 

(2) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die örtliche Zuständig- 
keit des Amtsgerichts abweichend regeln, 
soweit dies mit Rücksicht auf die Wirt- 
sdiafts- oder Verkehrsverhältnisse, den 
Aufbau der Verwaltungsbehörden oder 
andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig 
erscheint. Die Landesregierung kann die 
Landesjustizverwaltung ermächtigen, die 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde zu erlassen.“ 

(3) Strafsachen wegen Steuer- oder Mo- 
nopol-Vergehen sollen beim Landgericht 
einer bestimmten Strafkammer zugewiesen 
werden. 

Artikel II 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 1 

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf 
Vorschriften verwiesen ist, cTie durch dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 

(2) Soweit in bisher ergangenen Vorschrif- 
ten der Ausdruck „Steuergefährdung“ ver- 
wandt worden Ist, treten an dessen Stelle die 
Worte „fahrlässige Steuerverkürzung“. 

§ 2 

(1) § 462 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
wird aufgehoben. 

(2) Soweit in anderen Vorschriften auf Vor- 
schriften verwiesen ist, die durch dieses Ge- 
setz aufgehoben werden, treten auch jene an- 
deren Vorschriften außer Kraft. Aufgehoben 
werden namentlich folgende Vorschriften: 

1. § 81 Abs. 3 der Durchführungsbestimmun- 
gen zum Umsatzsteuergesetz vom 1. Sep- 
tember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 796), 

2. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Führung eines Wareneingangsbuches 
vom 20. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 752), 


3 



3. § 1 Abs. 10 Satz 1 der Verordnung über 
die Verbuchung des Warenausgangs vom 
20. Juni 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 507). 

Artikel III 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Land Berlin. 

Artikel IV 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Allgemeines 

Das Steuerstrafrecht hängt auf Grund der 
§§ 391, 420 der Reichsabgabenordnung (AO) 
eng mit dem allgemeinen Strafrecht zusam- 
men; es weist jedoch eine Reihe von Besonder- 
heiten auf, die in dieser Rechtsmaterie und 
dem Zweck, dem sie dient, begründet sind. An 
der Großen Strafrechtsreform wird zur Zeit 
intensiv gearbeitet. Mit ihrer Einbringung ist 
deshalb in nicht allzulanger Zeit zu rechnen. 
Mit Rücksicht darauf erscheint es nicht tun- 
lich, gegenwärtig den Entwurf eines umfang- 
reichen Gesetzes zur Änderung des Steuer- 
strafrechts vorzulegen. Vielmehr müssen alle 
zur Zeit nicht unbedingt dringlichen steuer- 
strafrechtlichen Änderungen zurückgestellt 
w^erden. Es Ist nicht tragbar, jetzt eine größere 
Steuerstrafrechtsreform einzubringen und nach 
der allgemeinen Großen Strafrechtsreform er- 
neut eine Steuerstrafrechtsreform durchzu- 
führen. 

Einige Änderungen des Steuerstrafrechts sind 
jedoch sehr dringlich. Es handelt sich um die 
Änderung der Strafdrohung für die Fälle 
der Steuerhinterziehung (§ 396 AO); die Ein- 
schränkung des Straftatbestandes der fahr- 
lässigen Steuerverkürzung (§ 402 AO) auf 
diejenigen Fälle, die leichtfertig begangen 
werden; besonders auch die Milderung der 
Vorschrift des § 404 Abs. 1 Satz 1 AO, die 
für den Rückfall von Steuerhinterziehung, 
Bannbruch oder Steuerhehlerei in jedem Falle 
Gefängnis nidit unter 3 Monaten (und Geld- 
strafe) vorsieht. Weiter Ist in Anpassung an 
die gewandelten staatsrechtlichen Verhältnisse 
die Beseitigung nicht nur des mißverständ- 
lichen Wortes „Steuerordnungswldrigkeit^', 
sondern auch die Streichung des erheblich zu 


weit gefaßten Straftatbestandes des § 413 
Abs. 1 Nr. 1 AO und eine Einschränkung und 
Präzisierung der Vorschriften des § 413 Abs. 1 
Nr. 2 AO erforderlich. Ferner hat sich als 
unumgänglich notwendig auch die Einfügung 
einer neuen steuerstrafrechtlichen Vorschrift 
erwiesen (§ 406 n. F. AO, „Steuergefähr- 
dung“), die besonders schwerwiegende absicht- 
Üclic Gefährdungen des Steueraufkommens 
(besonders im Wege der sogenannten „Ohnc- 
Rechnungs-Geschäfte“) unter Strafdrohung 
stellt. Das bisherige Fehlen einer solchen Vor- 
schrift hat sich — auch gegenüber auslän- 
dischen Rechten — als ein empfindlicher Man- 
gel herausgestellt. 

Auf dem Gebiet des Strafverfahrensrechts ist 
die Konzentration der gerichtlichen Steuer- 
strafsachen auf der Amtsgerichtsebene beson- 
ders dringlich (§ 476 a). Dadurch wird das 
Steuerstrafrecht eine noch gleichmäßigere und 
gerechtere Anwendung finden. 

II. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Art. I Nr. 1 

Die Praxis hat gezeigt, daß es erforderlich ist, 
auch bei solchen Steuerhinterziehungen (§ 396 
AO), bei denen mildernde Umstände nicht 
vorliegen, die rechtliche Möglichkeit zu geben, 
ausschließlich auf Geldstrafe zu erkennen. 
Diesem praktischen Bedürfnis trägt der Ent- 
wurf Rechnung. 

2. Zu Art. I Nr. 2 

Der Ausdruck „Steuergefährdung“ im § 402 
AO ist für das in § 402 AO mit Strafe be- 
drohte Steuervergehen nicht zutreffend. Es 
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handelt sich in diesen Fällen nidit um »Ge- 
fährdungs-", sondern um Verletzungs-Delikte. 
Zutreffend ist deshalb die Bezeichnung „fahr- 
lässige Steuerverkürzung“. Seitens der Rechts- 
wissenschaft wie seitens der Wirtschaft ist ge- 
fordert worden, nicht jede fahrlässige Steuer- 
verkürzung unter Strafdrohung zu stellen. 
Dieses Verlangen ist berechtigt. Der Entwurf 
schlägt deshalb vor, nur für leichtfertige 
Steuerverkürzungen Strafe anzudrohen. 

3. Zu Art. I Nr. 3 

Als besonders dringlich hat sich die Änderung 
der Art und des Maßes der Strafdrohung im 
§ 404 AO erwiesen. Der Entwurf knüpft in 
dieser Hinsicht an die seinerzeit im § 406 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von 
steuerstraf rechtlichen Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung und anderer Steuergesetze 
vorgeschlagene Vorschrift an und berücksich- 
tigt Abänderungen, die der Bundesrat bei der 
Beratung des damaligen Gesetzentwurfs vor- 
geschlagen hat. Einem Wunsche der Anwalt- 
schaft entsprechend soll für die mildere Straf- 
drohung nicht mehr ein „besonders leichter 
Fall“, sondern nur ein „leichter Fall“ erfor- 
derlich sein. 

4. Zu Art. I Nr. 4 

Die Notwendigkeit, absichtliche, besonders 
schwerv^riegende Gefährdungen des Steuerauf- 
kommens als solche — vor allem OR-Ge- 
schäfte — unter Strafdrohung zu stellen, wird 
allgemein anerkannt. Es wurde aber gegen- 
über dem Entwurf zur Änderung von steuer- 
strafrechtlichen Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung und anderer Steuergesetze 
§§ 399, 417 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b nebst 
Abänderungen durch den Bundesrat geltend 
gemacht, daß die dort vorgesehenen Straftat- 
bestände zu umfassend seien. Die als neuer 
§ 406 vorgeschlagene Vorschrift begrenzt ob- 
jektiv die Straftatbestände auf das äußerste 
noch vertretbare Maß und fordert in subjek- 
tiver Hinsicht die Absicht, eine Verkürzung 
von Steuereinnahmen zu ermöglichen. Ab- 
satz 2 soll die Möglichkeit geben, in entspre- 
chender Anwendung des § 410 Abs. 2 AO 
Straflosigkeit zu erlangen. 

5. Zu Art. I Nr. 5 

§413 bisheriger Fassung der Reichsabgaben- 
ordnung bedurfte einer Umgestaltung unter 
Anpassung an die gewandelten staatsrecht- 
lichen Verhältnisse. Es ist erforderlich, die 


unbestimmten Strafvorschriften des § 413 
Abs. 1 Nr. 1 AO zu beseitigen, die jede 
schuldhafte Verletzung eines Steuergesetzes 
unter Strafe stellen. Mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen nicht vereinbar ist die bisher im 
§ 413 Abs. 1 Nr. 1 AO enthaltene Vorschrift, 
daß strafbar ist, v/er (ohne den Tatbestand 
eines anderen Steuervergehens zu erfül- 
len, . . .) einer im Besteuerungsverfahren er- 
gangenen Verfügung, die einen Hinweis auf 
die Strafbarkeit enthält, vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt. Die Streichung 
des § 413 Abs. 1 Nr. 1 AO bewegt sich auch 
auf der Linie, nicht Tatbestände unter Straf- 
drohung zu stellen, wenn andere Mittel aus- 
reichen würden, um den gebotenen Zweck zu 
erreichen; es sei auf die §§ 168, 202, 325 ff. 
AO hingewiesen. So werden bei schuldhaften 
Verstößen gegen die Verpflichtung zur Ab- 
gabe von Umsatzsteuervoranmeldungen ver- 
bunden mit Nichtzahlung in der Regel die 
Vorsdiriften über Steuerhinterziehung oder 
fahrlässige Steuerverkürzung anwendbar 
sein; hat der Steuerpflichtige pünktlich ge- 
zahlt, so wird die Abgabe der Voranmeldung 
nach § 202 erzwungen werden können. In 
den Fällen der Nichterneuerung von Kraft- 
fahrzeugsteuerkarten kann nach §§ 168, 202, 
325 AO vorgegangen werden. Von der Straf- 
verfolgung unbedeutender Steuervergehen 
ist ohnehin abzusehen. 

Für die Fälle schuldhaften Nichtabführens 
oder nicht rechtzeitigen Abführens einzube- 
haltender Lohnsteuer an das Finanzamt und 
für die Fälle schuldhafter Verstöße gegen 
§ 163 Abs. 1 müssen aber Strafvorschriften 
bestehen bleiben. Dem tragen die vorge- 
sehenen Vorschriften des § 413 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a und Nr. 2 Rechnung. 

Nr. 1 Buchstabe b und c sollen lediglich 
schwerwiegende Straftatbestände des Zoll- 
und Verbrauchsteuer-Rechts erfassen, ohne 
die das ordnungsmäßige Zoll- und Ver- 
brauchsteuer-Aufkommen nicht gesichert 
wäre; zum Teil handelt es sich hier sogar um 
hinterziehungsähnliche Tatbestände. Die bis- 
herige Fassung des § 413 Abs. 1 Nr. 2 AO 
ging zu weit. 

6. Zu Art. I Nr. 6 

Es muß im Interesse der gleichmäßigen An- 
wendung der schwierigen Rechtsmaterie des 
Steuerstrafrechts gewährleistet sein, daß im 
Bundesgebiet eine nicht große Zahl von 
Strafrichtern mit der Bearbeitung von 
Steuerstrafsachen befaßt ist, so daß Richter 
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entscheiden, die audi des Steuerrechts kun- 
dig und deshalb weniger von Gutachten Drit- 
ter abhängig sind. 

Die Übertragung der Befugnis, die örtliche 
Zuständigkeit des Amtsgerichts abweichend 
von dem Grundsatz des Absatzes 1 durch 
Rechtsverordnung zu regeln, auf die Landes- 
regierung trägt dem Grundsatz des Art. 101 
Abs. 1 Satz 2 GG Redinung. Der Entwurf 
sieht die Möglichkeit vor, diese Ermächtigung 
in der Weise zu übertragen, daß die beiden 
beteiligten Verwaltungen (Landesjustizver- 
waltung im Einvernehmen mit der Landes- 
finanzverwaltung) die Rechtsverordnung er- 
lassen. Dieses Verfahren — durdi das auch 
die Möglichkeit gegeben ist, die Belange der 


Zoll- und Verbrauchsteuerstrafsachen in aus- 
reichendem Maße zu berücksichtigen — dient 
der Vereinfachung und der Beschleunigung; 
im allgemeinen wird auch kein Interesse der 
Landesregierung an der Regelung der ört- 
lichen Zuständigkeit für gerichtliche Steuer- 
strafsachen bestehen. 

7. Zu Art. II § 2 

Die Streichung des § 462 Abs. 2 AO ergibt 
sich aus gerichtsverfassungsmäßigen Grün- 
den. 

Im § 2 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs werden 
solche Vorschriften ausdrücklich aufgehoben, 
die auf den bisherigen § 413 (Abs. 1 Nr. 1) 
AO Bezug nehmen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 6. Mai 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Sdireiben vom 22. März 1955 — 6 — 52100 — 
827/55 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
140. Sitzung am 6. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorsdiriften des Dritten Teiles der Reichs- 
abgabenordnung 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen und 
im übrigen keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß der Gesetzentwurf gemäß Ar- 
tikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes 
seiner Zustimmung bedarf. 


Altnieier 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1 . Zu Art. I Nr. 2 a (neu) 

In Art. I ist hinter Nr. 2 folgende Nr. 2 a 
neu einzufügen: 

2 a. § 402 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine Steuerumgehung ist nur dann 
als fahrlässige Steuerverkürzung zu be- 
strafen, wenn die Verkürzung der Steuer- 
einnahmen oder die Gewährung der un- 
gerechtfertigten Steuervorteile dadurch 
bewirkt wird, daß der Täter vorsätzlidi 
oder leiditfertlg Pflichten verletzt, die 
ihm im Interesse der Ermittlung einer 
Steuerpflicht obliegen." 

Begründung 

Da eine materielle Anpassung von § 402 
Abs. 2 AO an § 402 Abs. 1 AO beabsichtigt 
ist, erscheint es geboten, auch § 402 Abs. 2 
AO neu zu fassen (vgl. auch Art. II § 1 
Abs. 2 der Vorlage). 

2. Zu Art. I Nr. 4 

§ 406 Abs. 2 Ist die nadistehende Fassung zu 
geben: 

„(2) Straflosigkeit tritt ein, wenn der Tä- 
ter bewirkt, daß die Belege berichtigt, die 
Buchungen nachgeholt oder berichtigt wer- 
den oder daß das Finanzamt von dem Sadi- 
verhalt Kenntnis erhält. Straflosigkeit tritt 
nicht ein, wenn der Täter im Zeitpunkt der 
Berichtigung, Nachholung oder Bekanntgabe 
an das Finanzamt wußte oder bei verständi- 
ger Würdigung der Sachlage damit reciinen 


mußte, daß die Tat ganz oder zum Teil be- 
reits entdeckt war." 

Begründung 

Nach der Fassung der Regierungsvorlage 
würde Straflosigkeit z. B. nicht gegeben sein, 
wenn der Täter bewirkt, daß Buchungen be- 
richtigt werden oder wenn der Täter zur Be- 
richtigung oder Nachholung der Buchungen 
nicht in der Lage Ist, aber seine Absidit, 
durch seine Tat eine Verkürzung von Steuer- 
einnahmen zu ermöglldien, aufgegeben hat. 
In diesen Fällen würde sich der Täter der Ge- 
fahr einer Bestrafung nach § 406 aussetzen. 
Mit Rücksicht auf § 406 Abs. 1 Nr. 2 er- 
scheint es geboten, daß Straflosigkeit auch in 
den Fällen eintritt, in denen Buchungen be- 
riditigt werden. Außerdem wird es für ange- 
bracht gehalten, die Straflosigkeit auch dann 
zu gewähren, wenn der Täter seine Absicht 
aufgegeben hat. Die Straflosigkeit soll aber 
daran geknüpft werden, daß der Täter den 
Sachverhalt dem Finanzamt mitteilt. 

3. Zu Art. III 

Hinter den Worten „§ 12 Abs. 1" sind die 
Worte „und des § 13 Abs. 1" einzufügen. 

Begründung 

Da in Art. II § 1 und § 2 des Entwurfs nicht 
nur auf Bundesabgabenrecht, sondern auch 
auf sonstiges Bundesrecht Bezug genommen 
wird, ist eine Ergänzung der Berlin-Klausel 
erfordernd! . 
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